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AufenthaltesundnachdensozialenVerhältnissendesAufnaomswerbersab.
gestuftwerdenDiTaxensolleninZukunft.20Kbie10. 000Kbetragen.
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260 Jah gang .WienFreitag ,den 25 .Junå 1920 . e20 .

TrovisorischeGemüseggoßmärkte.UmAdedurchdi .AuflassuagdeGemüse-¬
sammelplätzeeingeteßenenSchwierigkeitenindeVesorgungWiensmit
GemüseundGrünwarenGunlichszu milden ,wude angeordne ,dasaufde
früherenGemüsesammelpläze im11 .Bezicke ,MünnichplaeundDepplegas-¬
se ,12 . ,Hetzenderferstaße ,19 . ,Liechtenwerdeplatsund210SG.We
delinplatzproviserischbezurRegelungderFragedenEPrichtungJen
GemüsegroßmärkeenfraieGemüsemärktenachdanBestimmungadeAllgemeimel
MarktordnungvomFreitag ,den25 .Juni . J ,angefangeabgehaltenwerden.
Aufdiesen ,denBestimmungederMarktordnungungerliegendeproviserischen
Märkten,dienuramMendag,MittwechundFreitagjedeWoche( mitAusnahm.
vonFeiertagen )in der Zeivon6 - 8 Uhrabend .stattfinden ,isv esdes
Verkäufernnurgestaßtet ,größersMengenvonGemüs,undGrüwagenaller
Artindemursprünglichen,marktgängigenBehältnissenodeimGewichtsmen¬
genvenmindestens3 kgederbei solchenWaren ,die machStückwerkaur
werden,in Mengenwenmåndestens30Stückabzugeben.

Kartoffelabgabe.SamstagbisMontagwerdenim1 .und2 .Bezirkeidalicni-¬schenFrühkartoffelzumPreisevonK10 . -perkgundzwar1/2kgproKopf
gegenAbtrennungdesBuchstabeng,N"derKartoffelkarteabgegebe.

2 .Ausgabe .

9
DerVerkaufdesGebäudesdeschemaligenMinisteriums( esInnern .DerStadt-¬
senathatgegendenbeabsichtigtenVerkaufdesGebäudssdesehemaligenMi-¬

nisteriumsdesInnernandie tschechoslovakischeRapublikumdenBetrag
von39MillionenösterreichischeKronenProtesteingelegt .DasGebäude
wurdevonFischervonErlacherbautundbesitzthohenWert.DerBeschluss
des Stadtsenates ist der Erwägungentsprungen ,dass das Gebäudedurchden
Verkaufexterriteriales Gebiet würdeund so der Eanflussnahmeauf dieIn - ¬
standhaltungseineshchenkünstlerischenWertesundderin ihmenthaltenen
wertvollen kunsthistorischen Objekte entzogen würde sowie dass derVerkauf

umdengenanntenBetrageinemGeschenkgleichkomme.

26 .Jahrgang,Wien,Freitag ,den25 .Juni1920,Nr .211.

NeueSchulklassenfürschwachbefähigteKinder.DerGemeinderatsausschußfür
allgemeineVerwaltunghatdieErrichtungeinervierklassigenSchulefür
schwachbefähigteKinderim11 .Bezirkbeschlossen.DieKindervonSimmerang
mußtenbisjetztentwederindem3 .Bezirkoderinden10 .Bezirkgehen
undwirddurchdie ErrichtungdieserSchulediesemUebelstandeabgeholfen.
Weiterhat der AusschußdenBeschlußgefaßt ,im10 . ,13 . ,16 .und18 .Be- ¬
zirk Parallellklassenan denSchulenfür schwachbefähigteKinderzuerrich -¬
ten ;weildieSchülerzahlindeneinzelnenKlassenbereitseinezugroße

ist .

DieneuenHeimatsrechtstaxen.AufGrunddesimLandtagebeschlossenenGe-¬
setzesüberdieHeimatsrechtstaxenderStadtWienhatderGemeinderats-¬
ausschussfür allgemeineVerwalzungeinenBeschlussgefasst ,nachdemdie
Taxenfür die freiwillige Aufnahmein den Heimatsverbandder SsmeindeWien
oderfür die Zusicherungder Aufnahmsfür Ausländernachier Dauerdes

WIENERGEMEINDERAT
Sitzung ,vom25 .Juni1920.

Bgm.ReumanneröffnetdieSitzung ,undteilt mit ,daffolgendeAn-¬
trägeeingelaufensind :VonGR.Zimmerl(chr. soz. )wegenVerleihungeiner
kommmalenAuszeichnunganläßlichder 50 jährigenBestandfeierdesNoubauer

Männer-Gesangvereines.WeiterseinAntragdesGR.Vaugoin(chr. soz. )inAngelegenheitder
Erhöhung der Entlehnung der zur Dienstleistungen verwendetenPfleglinge .
DerBürgermeisterbemerkthiezu ,daßderAntragandenMagistratgehe ,wo¬
selbst die Verhandlungin dieserSachebereits vordemAbschlussestehe .Es
sei nämlichvonZängererZeit eine Abordnungder Pfäeglingebei ihmerschie-¬
nenundaufGrunddervergebrachtenWünschesei ebendieVerhandlungbeim
Magistrate eingeleitet und seither auch behandelt worden .

EndlicheinAntragderGRe.SchleiferundJenschick(Sez. Dam. )die
KenzessienenfürWehnungsvermittlungsbüreseinzuzichen.DerBürgermeister
bemerkthiezu ,daßderGemeinderatnichtberechtigtist in dieserFrage
einenBeschlußzuveranlassen ,nachdemdieseKonzessienenaufgewerbege-¬
setzlichenBestimmungenruhen .Er werdeaber Veranlassungtreffen ,daßven
SeitederLandesregierungdasNötigein dieserFrageveranlaßtwerde.

Hieraufwirdan die Erledigungder Tagesordnunggeschritten .
GR.Dr .Danneberg( Sez. -dem. )berichtetüberdiebereits

bekanntgemachteRegelungderGebührengewählterGemeindefunktios!
näre .Er führt aus ,dass die neueVerfassungder StadtWien
aucheine Aenderungin der Verwaltungder Stadt unddamitauch
indenFunktionendergewähltenVertreternetwendigmache.Die
FragederGebührengewählterGemeindefunktienäremusstedaher
einerRegelungunerzegenwerden ,wobeies sichauchdarumge-¬
handalthat ,diefrüherenGebührensätzeeinerRevisienzuun-¬
terziehenundeineneinheitlichenBeschlussdesGemeinderates
zu fassen .Wasdie Gebührendes Burgermeistersundderamts -

führendenStadträteanlangt,somussbetentwerden,dasses
sichhiernichtumdieBemöösungeinerFunktionsgebührfür
einen Mandatar handelt ,sondern um ein Amt ,für welches eine
Besoldungzu gebenist .Wenndie FriedensbezügedesBürger-¬
meistersvon40- 000KronennachdemheutigenGeldwertege-¬
ändertwerdensellten ,semüsstensieganzrespektabeler-¬
höhtwerden.WennsieindemUmfangederGehältererstädt.
AngestelltengegenüberdemJahre1913geregeltwerdensollten ,
somüssteeineausserordentlicheErhöhungeintreten .DieVor-¬

lage bringt aber eine Erhöhung ,düs nicht einmal dasVierfache
derBezügeimFriedenausmacht .UeberdieseRegelunghatin
einemGrossteilderPresseeineAufregunggeherrscht,obwehlbezeichnet
die Bezügeals recht bescheiden/werdenmüssen .DassdieReprä- ¬
sentationspflichten grosse Summenerfordern können ,ist selbst -¬
verständlichunddafürmussteauchVorsergegetrogfenwerden.
In der fresse ist hiebei die Meinungåaut gewerden ,als obes
sich hier umGelderhandle ,die der Bürgermeisterteils für
seinePersenverwendenkönne .Demist nichtse .DieGelder
dienenzu Repräsentationszweckenfür die Gemeindeundhabenmit
der BersendesBürgermeistersnichtszu tun .WasdieBezüge
der amtsführendenStadträteanlangt ,so gehörendieseStadträte
als Leiter der magistratischen Gruppenzu den höchstenFunktie - ¬

nären .SiesindgewählteBeamte,diedenBerufhaben ,Wahlbeamte
derStadtWienzusein .SiemüssendahereineBesoldungbe-¬

kemmen.DieVorlagestellt die amtsführendenStadträte denUn- ¬
terstaatssekretären gleich .Die GesamtbezügeeinesUnterstaats -¬
sekretärsbetragenjährlich89600K ,wezunechdiegleitende
Zulagevonjährlich2580KundausserdemimFallederVerhei-¬
ratungdieFrauen- undKinderzulagekemmen.DieseGleichstel-¬
lung erscheint als angemessen ,weil mannicht behauptenkann ,
dass ein amtsführenderStadtrat wenigerzu tun hat ,als ein
Unterstaatssekretär ,dass im Gegenteil seine Aufgabe eine
grössereundschwierigereist .DieGebührenderBezirksvor-¬
steherist ven750Kauf 2500Krenenerhöhtworden ,wobeient .
scheidendwar ,dasses sich bei denBezirksvorsthernvielfach
umHerrenhandelt ,die ihren Berufaufgebenmussten ,unddie ,
wennes sich umLehnarbeiter handelt ,schonsolche
Verlustean ihremEinkemmenhaben ,dasssie völlig vondenBe- ¬
zügendesBezirksversteherslebenmüssen .DieBezüge
sind so bemessen ,als wenndie AgendenderBezirksvorsteher

ein Amtwärenundes wurdedahernur eineFunktiensgebühr
festgesetzt ,Fürdie ,welcheeinLohnverlustodereinenglaub-¬
haftgemachtenVerdienstentganghaben,solleinebesendere



schädigungtreten für alle jene Fälle ,wees sich umE
ussenvenmehrals500Khandelt .DieEntschadigungsollaber

nichthöhersein ,als 500KproMonat.DassdieSteuernvon
der GemeindeWiengetragen werden ,diese Pestimmungist analog

denBestimmungenfür dieBeamtenschaftderGemeindegetroffen.
Die Gemeindehat weitere namentlichwährendder Kriegszeiteine
ReihevenDelegierungenin verschiedeneKörperschaftenvorgenem-¬
men .Die Bezüge dieser Herren blieben ihnen bisher .Eserscheint

aber nicht gerechtfertigt ,dass ein Funktionär ,der ineine
etc .

hörperschaftentsendetwird ,BezügeundTantiemen/erhält ,
es sind daher diese Bezügean die Gemeindekasseabzuliegern .

DieDelegiertenerhaltenaber für die SitzungendieGebühren,
wiefür SitzungenimInnerndesHauses .DieBestimmungenbe¬
züglich Regelung der Gebühren treten am . Juni 1920 in Kraft

und die Bestimmungen ,dass die BezügevominKörperschaften ,
Gesellschaften ,etce entsendetenBelegiertenGemeindefunktionäre
an die Gemeindekasseabzuführen sind ,treten am . Juli
inKraft .
GR .Dr .Kimböck( ohr .soz . ) :Ich will vorausschicken ,daßobwohl

in einigenPunktenVerbesserungsvorschlägein technischerEichtung
welchewir gestellt haben ,berückeichtigtwordensind ,immernoch
einigein derVorlageenthaltensind ,welchenichtsoklar sindwie
sie sein sollten - .Ich halte es . B .für Juristen ganz sicher ,daß

erworbeneRechte,welcheaufGrundfrühererBeschlüssedesGemeinde.
rates bestehen ,heute nicht tangiert werden können ,Eben - ¬
so ist es klar ,daßderPunkt14einerechtlicheBindungderjenigen
Personen ,nicht aussprechen kann ,welche vor der Geltung dieses Be- ¬
schlusses bereits in verschiedenen Körperschaften entsendet wor- ¬
densindMehrmöchteichnuraufdenPunktØ9derBezügeder
amtsführendenStadträte eingehen ,welchermir vonpolitischer
Bedeutungscheint .Sie wissen ,dass wir überhauptgegendiese
Institution warenundmochheutesind ,weil die Einführungsol -¬
cherWahlbeamtekeinemBedürfmisseentsprichtundauchkeineVerbes
serungder Verwaltungbedeutet .Wenmmandie wenigenWochendes
neuen Statuts näher betrachtet ,kana man konstatieren ,dass die

angebliche Intensive Mitarbeit in demAusschüssenMumpitzist ,
denneswirdauchindenAusschüssengenausoreferiert ,wieim
seimerzeitigenStadtrat .Ich glaube ,dass die Bevölkerungmit

diesen Gebührenmichteinverstandensein wird ,dennschlieselich
bedeuten sie eine mamhafte Verteuerung der Verwaltung -Ich will

icht persönlich missgünstig sein ,aber manwird sich immerhin
sagemmüssen ,dassin Zeitenwiedie heutigenjeder Kreuzerund

jede schmutzige Krome zweimal umgedreht werden muss ,ehe mansia

ausgibt .Die Regelung der Bezüge der amtsführenden Stadträte ist

auchsousteinesehrunglückliche,wennmansiemitdenBezügender
Umterstaatssekretäregleichstllt -GeradedieUnterstaatssekre-¬
äre sindvondemschönenhirarchischenAufbauderSetztzeit
eine der labüsten Einrichtungenundes kannsehr gut sein ,dass

es einen schönenTagesüberhaupt keine Uncerstaatssekretäregibt .i

weilwiruns/derEinrichtungderamtsführendenStadträteüber-¬
haupt nicht einverstanden erklären ,werden wir also auchgegen

diesen Punktals eine politische Poststimmen.
GR .Dr .Schwarz-Hiller(Demokrat) :WasdieBestimmungder

BezügeunddesRepräsentationsgeldesfür denBürgermeisterbetrifft
habe ich keine Einwendingund anerkenne ich die Erhöhungals den
jetzigen Zeit erhältnissen gewiesentsprechend ,Wasaberdie
schonerörteruePost9 anbelangt ,habeich michschonseinerzeit
gegen diese Neueinrichtung ausgesprochen .Dass ich nicht soganz
unrechthatte ,zeigtdieheutigeSitzung ,beiwelcherwirim
allerletztenAugenblickeineTagesordnungerhalten,welcheaufwich
tige Beilagen Bezug nimmt ,von denen aber erst eine zur Verteilung

gelangtist .DieneueVerwaltungführtsichdamitrechtschleeht
ein undrechnet offenbardaxauf ,dass wir nichts anderessind ,
als Statisten .IcherinnerediejetzigeMajoritätandieZeit ,
woder Bürgermeisterundich gemeinsamin der Oppositiongegen
diechristlichsozialenanssolchenAnlässenVorwürfeerhobenhaben.
Es ist selbstverständlich Sache der Opposition gegen Dinge ,die

sie nichtrichtigfindet ,anzukämpfen,es wirdaberjetztwie
früher der Opposition systematisch die Darlsgung ihrer Gegengründe

unmöglichgemacht ,denn es kann niemand ,der es ernst nehmenwill ,
imletzten Momentein schwierigesGeschäftstücksobeurteilen ,
dass er hiezu mit Recht Stellung nehmenkann .

DerRednerbeanständetebenfalls ,dessdie Gebührenderamts-¬
führendenStadträtenicht vomGemeindersteselbstziffernmässig
bestimmt werden ,sondern der Nationalversammlungüberlassenbleiben
Dasist schon Geswegenunbegreiflich ,weil ja die Einrichtungder
Unterstaatssekretäre morgennicht mehrbestehenkann .Es ist etwas

ganzausserordentliches ,wenneine Körperschafteich desmechtes
die Gebuhrenselbst zu bestimmen ,begiht .

Redne;wendetsichdagegendabdieSteuernderamts¬
führendenStadträtevonderGemeindebezahltwerdenundstellt
denAntragderenGebührenentsprechendzuregulieren,ihrewirk-¬
licheHöhewahrheitsgemäßfestzustellenundsie zuverpflichten
ihre Steuernwiealle andernStaatsbürgerselbst zubezahlen .
Auch die Unterscheidung zwischen Funkt ( onären und Beamtenfin - ¬

det Rednerbürokratischundundemokratisch .Schließlichspricht
er den Wunschaus ,daß eine Resolution gefaßt werde ,daßalle
Delegierungenvon Gemeinderäteninwirtschaftliche oderandere

(örperschäftennurmitderBeschränkungausgesprochenwerden,
dau das Vollmachtsverhältnisnur so lange gilt ,als derVertro¬

r Mitglieddes Gemeinderatesist und ,dat /durchseinenAus-¬

tritt automatischererlischt.GR.Erntser(deutschnational )sagt ,dassdieStellen
der amtsführendenStadträteso wiedie Stellen derUnterstaats-¬
sekretäregeschaffenwordensind ,umvielein diesePostenzu
bringen .Dasseien gutbezahltePostenohneTätigkeit .DieBezüge
deramtsführendenStadträtemüssengenanntwerden,damitdie
Bevölkerungsicht ,wiedie herrschendeParteigürihreFührer
sogrt .In der Pevölkerungdringe schon lange der Gedankedurch ,
dass die ganzeVorwaltungsreformdeswegengemachtwurde ,umden
Führern gute Posten zu verschaffen .Der Gemeinderat hat schon of
gehört ,vondenDefiziten ,die die Gemeindeaufzuweisenhat ;
aber ein paar Millionenmehroder wenigerscheinenkeineRolle
zu spielen .Es müsseauch dagegengesprochenwerden ,dassdie
Bezügeder amtsführendenStadträte auf die Dauerfestgelegt

werdenund er beantrage ,dass die Gebührendieserjährlich
festgesetzt werden .BeidenGemeinderätenbleibendieGebühren
ohneErhöhung ,worausmandenSchlusszen kann ,dassdie
sozialdemokratischePartei die geistige Arbeit ihrerMitglieder

imGemeinderatesehrgeringeinschätze .DieGebührenderGe-¬
meinderätekönnennurals Trinkgelderbezeichnetwerdenund
Rednersprchtsich dafüraus ,diese überhauptaufzuheben .Gegen
die Gebührenmüsseerstimmen .

ReferentDrzDannebergerwidertin seinemSchlusswort,
auf die Ausführungendes GR .Dr. Kienböckbezüglichder
Analogieder Bezügeder Unterstastssekretäre undamtsführenden
Stadträteundsagt ,dasses eineSachefür sichist ,obman
die amtsführendenStadträtefür überflüssighalte odernicht .
WennGR .Erntnerverlangthat ,dass jeder Arbeiterdenvollen
ErtragseinerArbeiterhaltensoll unddassdies auchfürdie
amtsführendenStadtrite gelten müsse ,wodurchdiese zurDeckung
des Defizites der Gemeindeaus ihren Taschendaraufzahlen
müssen ,so verwechsleer zweiDinge .DieamtsführendenStadträte
unterscheidensich vondenin der ProduktiontätggenMenschen
and stehen im Dienste der öffentlichen Verwaltung .Sieerzeuge
keinen Mehrwert ,sondern habendie Interessen derGesamtheit :
besorgenundmüssenvondemLeben ,wasdie gesamteVolkswirt-¬
schaft als Ertrag abliefert .Es kannaso hier der Begriffdes
ArbeitsertragesmichtinAnwendunggebrachtwerden,sondernder
amtsführendeStadtratbeziehteineBesoldung.



WennHerrGReErntnerdieBeügederamtsführendenStadträte

wohnerdieserStadt,dieaberimVerhältniszudemAmtevollSorgen,daßeraufsichnehmenmuß,keineswegssoungeheuerlicheswirddamitkeineswegseineungehörigeBelastungderGemeinde
sinddieselbenrelativweitaushöhergewesenfürdendamaligeneineandereErhöhung,welchedieGemeindeWienzutragenhat.
Geldwertund/isteinUnterschiedobjemandansieSpitze

chentlicheinerSitzungbeiwohnt.WennSieschonvonPfründen
reden ,mußmandochauchvondenPensionensprechen,dieSie
fürihreMandatarefetgesetzthaben,diekannmanvieleherElsPfründenbezeichnen.WenSiesparenwollenbeidenBezügenWeiterstelleichfest,dassinallenKörperschaften,überdie
derGemeindeWienø,dannverånlassensiedochdieAngehörigenihrerParteisiesollenaufdiePensionenverzichten,dasmachtdasReferaterstattet.
nämlich,eineViertelMillionKronenimJahreaus .DerHerrGR.
ErntnermögesichanseineParteigenossen,dieLandeshauptmann-iszunehmen,dassnureinGemeinderatdarüber
stellvertretersind,undauchöffentlicheBezügehaben,wenden.
SeitdieöffentlicheVerwaltungkeineFragederHaushhrrenund
Reichenist ,seitdieganzeBevöklkerungdasRechthatkiten-¬wirken,auchderArbeiterinderFabrikundderkleineBeamte,seitedemistesselbstverständlich,dasjeder,dereinesolcheStatutnotwendig,dennwirkönnenunsnichtausLinzoderStiz-¬
öffentlicheVerwaltungübernimmt,dafüraucheineBesoldunghabenNeusiedljemandherholen,derreferiert.
muß.UndwennfrühersolcheBesoldungeninrelativweithöherem
Maßegegebenwurden,somußmanschonsagen,daßhierVorwürfe
ungerechtfertigtsind .GegendenAntragdesGR.Schwarz-Hiller
aufRückverweisungsprecheichmichaus ,schließemichaber
seinerResolutionan ,daßeineDelegationeinesGemeinderatesmitseinemMandateerlöschensolle.DaßistglaubeichnaGemeinderat.Ichkannnichtbegriefen,weichenSinndieseBe-¬
verständlichundwennderGemeinderatheuteeinensolchenBeschluß
fassensoll ,bitteichdieseResolutionanzunehmen .Essolleben
beikünftigenDelegationengesagtwerden ,daßsie nuraufdie
DauerdesGemeinderatsmandatesGültigkeithabe.Interessantwird
sein ,obsichjemandmoralischberechtigtfühlenwird ,diesem

aufbringt ,dannwerdenwirunsmitderjuristischenSeitedieser
FragebeychäftigenoderandereWegesuchen,aufdenendieerageZwischenrufgemaäht:Dr.Weiskirchner.Ichberichtigetatsächlic
gelöstwerdenmuß.EinesistgewiG,daßsichaufdiesemGebiete
Verhältnisseherausgebildethaben,diebeseitigtwerdenmüssen.Daßjemand,derimInteressederGemeindedelegiertwurde,tausen-diesichnochinchristlichsozialenHändenbefinden,undder
de an Tantiemennimmt ,ist unerhört .WasdenAntragdes GR .Ernt - enrBürgermeisterdaraufdie Antwortgegebenhat :Ichbitte
nerwegenAbbauderBezügebetrifft ,soliegtja inderGleich-¬
stellungmitdenUnterstaatssekretären,dieauchwandelbareBe-

Besoldungautomatischabgebautwird.AberauchbeidenBeamten
Pfründengenannthat,mußmansagen,daßdieseBezügeeinenBe-erfolgtsienichtjedesJahr,sondernentspredhenddenFestim-¬6tragausmachen,dergewißhöherist ,alsdieBezügemancherEin-mungenderbestehendenBesoldungsgesetze.Diesefindenauchhier5ihreAnwendung.IchbittedieVorlageunverändertanzunehmen,

erscheinen.WennmanumgekehrtdieFriedensbezügehernimmt,soHerbeigeführt,denndieErhöhungistrelativgeringeralsirgend-
GR .Erntner( deutschnational )berichtigt tatsächlich ,dass

einesumfangreichenAmtesgestelltwirdoderobernur3malwö-erdenAusdruck„Pfrürde'oder„unrerhörtePfründe“nichtge-¬braucht,sondernnurdavongesprockenhat ,dasssichinder
BevölkerungderGedankedurchfingt,dasssichdiesozialdemó-¬
kratischenFührerzugutbezahltenPostendurchbringen.wenn

Bezügegesprochenwird ,nichtdiebeteiligtePersoneelbst

Bgm.Reumann:IchbittedenHerrnGemeinderatzurKennt-¬
referierenkonnte.

GR .Dr .Danneberg( Soz. - Dem. ) :Ichberichtigetatsächlich
dassichingarkeiner"eiseandieserVorlagepersönlchinteres
siertbin .DasseinGemeinderatreferierenmuss,.istnachdem

GR.Klimes(Tscheche):DerHerrGemeinderatErntner
verstehtja nichtdeutsch !( LebahfteHeiterkeit).

GR.Dr.Danneberg( Soz.-Dem):IchbinkeinVize-Bürger-¬
meisterundkeinamtsführenderStadtratodersonstjemand,

derdurchilrgendeineGebührandersbetroffenist ,alsjeder

richtigunghabensollGR.Kunschak(ristl.-soz.)EshatderHerrReferentim!
VerlaufeseinerAusführungendaraufverwiesen,dasseineReihe
ehemaligerchristlichsozialerGemeindefunktionäree
nochimmerPostenbekleiden,dieihnenseinerLeitinihrerEigen

BeschlussedesGemeindersteszuwiderzuhandeln .WenneinerdenMutschaftalsMitgliederdesGemeinderatesübertragenwordensind.ImZusammenhangedamithateinerderHerrenGemeinderäteden
dassnachVollzugdesAmtswechselsimPräsidiumdesGemeinderate
BürgermeisterDr .WeiskirchnerdemHerrnBürgermeisterReumann
die Frageunterbreitet hat ,wasmit den Funktionengeschehensoll ,

dieHerrendasbisaufweitereszubehalten.Esist daherdas
nichteinGrundzurVerdächtigungdieserFunktionäre,sondern

zügehaben,ødaswasderHerrGR.Erntnerwill,nämlich,daßdieeeliegtlediglichandemHerrnBürgermeister,dembetreffenden
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